
Mutter kämpft um Sorgerecht für ihre Tochter

Ein Sorgerechtsstreit aus Langenha-
gen beschäftigt jetzt das Bundesverfas-
sungsgericht. Die 44-jährige Linda N.
hat über ihren Rechtsanwalt Beschwer-
de in Karlsruhe eingelegt, nachdem der
Mutter vom Amtsgericht Hannover das
Sorgerecht für ihre 14 Jahre alte Tocher
Anna entzogen worden war. Als Grund-
lage für diese Entscheidung diente dem
Familienrichter das Gutachten einer
Sachverständigen, das zumindest von
den Beschwerdeführern als „unvollstän-
dig“, und „mangelhaft“ eingestuft wird.

Der Vater der 14-Jährigen hatte gel-
tend gemacht, dass seine bei der Mutter
lebende Tochter, die mehrfach in psychi-
atrischer Behandlung war, nicht mehr
adäquat ärztlich versorgt werde. Eine
vom Gericht bestellte Gutachterin setzte
sich daraufhin eine Stunde lang mit der
Jugendlichen zusammen. Als Treffpunkt

wählte die Familientherapeutin ein be-
lebtes Café in der Fußgängerzone. Aus
diesem Gespräch heraus und aus je zwei
Treffen mit der Mutter und dem Vater er-
stellte sie ihre 17-seitige Expertise. In
dem Schreiben, das der HAZ vorliegt,
kommt die Gutachterin zu dem Schluss,
dass Mutter Linda N. „die äußere Versor-
gung von Anna sicherstellen kann“, dass
„die Kindesmutter zweifellos bemüht ist,
sich gut um Anna zu kümmern“, auch von
Annas „sehr guten schulischen Leistun-
gen“ ist die Rede. Doch sei das Mädchen
„aus Sachverständigensicht völlig mit der
Mutter solidarisiert und habe noch kei-
nen angemessenen Weg gefunden, einer-
seits mit der Mutter verbunden zu blei-
ben, andererseits ganz eigene Schritte zu
gehen“. Belege für diese These liefert das
Gutachten nicht. Auch zu den möglichen
Folgen dieses Verhaltens äußert sich die
Gutachterin nicht. Dennoch kommt sie zu
der Überlegung, „ob Gesundheitsfürsor-

ge und Aufenthaltsbestimmungsrecht im
Zusammenhang mit der Gesundheitsfür-
sorge einer außenstehenden Person über-
tragen werden sollten“.

Sowohl das Amtsgericht Hannover als
auch das Oberlandesgericht in Celle folg-
ten der Einschätzung der Gutachterin,

ohne weitere Zeugen zu befragen. Ende
Oktober holten drei Mitarbeiter des
Jugendamts in Langenhagen Anna aus
dem Unterricht im Gymnasium ab und
brachten sie in eine betreute Wohngrup-
pe in Gifhorn. „Die Sorgfaltspflicht, die
Gerichte bei einer derartigen Entschei-
dung an den Tag legen müssen, wurde in
diesem Fall eklatant missachtet“, sagt
Pajam Rokni-Yazdi, der Rechtsanwalt
der Mutter des Mädchens. Denn selbst
wenn das Sachverständigengutachten
den Tatsachen entsprechen würde, wäre
aus Sicht des Juristen damit das Entzie-
hen des Sorgerechts nicht zu begründen.
„Ein solcher Schritt ist das letzte Mittel,
wenn Erziehungsberechtigte versagt ha-
ben“, sagt Rokni-Yazdi. Aus Sicht des
Rechtsanwalts verstoßen die beiden Ge-
richtsentscheidungen gegen Artikel 6
Absatz 3 des Grundgesetzes. Die Stadt
Langenhagen wollte sich zu dem Fall
nicht äußern.

Von Tobias Morchner

Jugendamt Langenhagen nahm 14-Jährige nach fragwürdigem Gutachten in seine Obhut

Thema des Tages

Die Route ist festgelegt, die Trans-
parente sind bemalt. Heute um
9.30 Uhr wollen sich Schüler in

der City versammeln, um gegen die vom
Land geplante Mehrarbeit für Gymnasi-
allehrer zu demonstrieren. Am Wochen-
ende waren die beiden Demo-Organisa-
torinnen, Jella Misera und Rivka Schim-
melpfeng von der KGS Neustadt, noch
von 1000 Teilnehmern ausgegangen, in-
zwischen rechnen sie mit 1600.

Fragen und Antworten zu einer um-
strittenen Protestveranstaltung.

n Wie lange dauert die Demo?
Um 9.30 Uhr beginnt der Protest mit ei-
ner Kundgebung auf dem Steintorplatz.
Dann ziehen die Schüler zum Kröpcke,
weiter über den Ernst-August-Platz und
durch die Luisenstraße bis zum Opern-
platz. Dort werden noch einmal Reden
gehalten von Vertretern des Stadtschü-
ler- und des Stadtelternrats. Danach geht
es weiter über die Windmühlenstraße,
die Oster- und Karmarschstraße bis zum
Landtag. Vor dem Parlamentsgebäude
werden die beiden Organisatorinnen so-

wie Mitglieder der Lehrergewerkschaft
GEW vor die Mikrofone treten. Angemel-
det ist die Demo bis 12.30 Uhr, die Orga-
nisatorinnen gehen aber davon aus, dass
eher Schluss ist.

n Werden die Schüler bei der Demo
beaufsichtigt?
Nein, denn es handelt sich um eine nicht
schulische Veranstaltung, wie Beate
Günther, Sprecherin der hannoverschen
Gymnasialleiter, betont. Daher bestehe
keine Aufsichtspflicht. „Es kann aber
sein, dass Lehrer, die Freistunden haben,
mitgehen. Auch haben sich Eltern freige-
nommen, um Kinder zu begleiten“, sagt
Günther. Die Organisatorinnen rechnen
nicht damit, dass sich viele Fünft- und
Sechstklässler in den Demonstrations-
zug einreihen. Die Sekundarstufe II
dürfte viel stärker vertreten sein.

n Welche Konsequenzen müssen
demonstrierende Schüler befürchten?

Schüler die zur Demo gehen, bekommen
einen „unentschuldigten Fehltag“ in
ihre Zeugnisse eingetragen. Auf diese
Regelung haben sich die hannoverschen
Gymnasialleiter geeinigt. Sie beziehen
sich dabei auf eine Richtlinie des Kul-
tusministeriums, die besagt, dass eine
Demonstrationsteilnahme keine Beur-
laubung rechtfertigt. Allerdings lässt
das Ministerium einen Ermessensspiel-
raum zu. Jeder Schulleiter hat es letzt-
lich in der Hand, eine Entschuldigung
wegen Protestteilnahme zu akzeptie-
ren. „Er sollte dabei den Leistungsstand
des Schülers berücksichtigen, das Ni-
veau der Klasse und die Dauer des Un-
terrichtsausfalls“, sagt Günther. Der
grundsätzliche Konflikt zwischen
Schulpflicht und der Möglichkeit zu po-
litischer Bildung lasse sich kaum auflö-
sen.

n Können Eltern ihr Kind einfach zu
Hause behalten?

Nein, denn es gilt auch am Tag der Pro-
testkundgebung die allgemeine Schul-
pflicht. Bleibt ein Kind zu Hause, kassiert
es ebenfalls den Zeugnisvermerk „unent-
schuldigter Fehltag“. Ob Schüler zur
Demo gehen oder zu Hause bleiben – die
Konsequenzen auf dem Papier sind die-
selben.

n Was passiert mit den Kindern, die in
der Schule bleiben?
„Der Unterricht findet statt“, betont die
Sprecherin der Gymnasiallehrer. Selbst
wenn eine Klasse extrem ausgedünnt
sein sollte, werde unterrichtet.

n Warum protestieren die Lehrer nicht
selbst?
Die Gymnasiallehrer haben ihrem Ärger
darüber, dass sie eine Stunde pro Woche
länger unterrichten sollen, bereits Luft
gemacht. So setzten sie einen Protest-
brief an Ministerpräsident Stephan Weil
(SPD) auf. „Dort sind all unsere Argu-
mente formuliert“, sagt Günther. Die
Schüler gehen auf die Straße, weil sie
Nachteile für sich befürchten, wenn es
zur Überlastung der Lehrkräfte durch
Mehrarbeit und Stellenabbau kommt.

Von andreas schinkel
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Apple-Store
lässt noch

auf sich warten

Seit Monaten ist das Erdgeschoss des
ehemaligen Olymp-&-Hades-Geschäfts-
hauses in bester Lage der Bahnhofstraße
verhüllt. In Hannover ist es ein offenes
Geheimnis, dass dort der Computer- und
Mobilfunk-Trendsetter Apple ein Ge-
schäft einrichtet. Zunehmend verdichten
sich aber die Gerüchte, dass es im Weih-
nachtsgeschäft möglicherweise nichts
mehr wird mit der Eröffnung. Die An-
sprüche des Bauherrn waren gewaltig, die
Immobilie wird aufwendig umgebaut.

Eine offizielle Bestätigung gibt es nicht
für diese Geschichte: Das Corporate De-
sign für die Apple-Geschäfte sieht keine
Stützen vor. Bedauerlicherweise befan-
den sich in dem Erdgeschoss des Ge-
schäftshauses, in dem früher das Kar-
stadt-Technikhaus war, sechs große Stüt-
zen. Sie hinderten die fünf über dem Ge-
schäft liegenden Etagen daran, der
Schwerkraft nachzugeben und ins Erdge-
schoss zu fallen. Dem Vernehmen nach
musste das von Apple beauftragte Londo-
ner Architekturbüro mithilfe etlicher Sta-
tiker Lösungen finden, die Stützen im
Erdgeschoss zu beseitigen. Das soll für die
Verzögerungen verantwortlich sein.

Für Apple ist der Aufwand nichts Un-
gewöhnliches. In München mussten für
ein Geschäft Straßenlaternen versetzt
werden, weil Laternen vor dem Laden
nicht zum Designkonzept passten. In Ber-
lin musste eine komplette Etage entfernt
werden, damit das Geschäft hoch genug
wurde. Auch für solche Beispiele gibt es
keine Bestätigungen: Geheimniskrämerei
gehört ebenfalls zum Apple-Konzept.

Von conrad Von Meding

Geschäft musste zunächst
stützenfrei werden

Behörde
überprüft

Frei.Wild-Texte

Vier Tage vor dem Frei.Wild-Konzert
im Capitol wird nicht nur der Protest ge-
gen den Auftritt der Tiroler Band lauter.
Die Bundesprüfstelle für jugendgefähr-
dende Medien (BPjM) in Bonn prüft, ob
die umstrittenen Rocker in einem ihrer
Lieder Hass und Gewalt propagieren. Die
Untersuchung setzte Thüringens Sozial-
ministerin Heike Taubert (SPD) in Gang,
nachdem der Journalist Thomas Kuban
bei mehreren Behörden in ganz Deutsch-
land eine Anfrage gestellt hatte. Das
13-seitige Schreiben, in dem der Journa-
list, der seit Jahren aus der rechtsextre-
men Szene berichtet, diverse Textpassa-
gen der Deutschrocker zitiert, liegt auch
dem niedersächsischen Sozialministeri-
um vor. „Ministerin Cornelia Rundt be-
grüßt den Vorstoß ihrer Kollegin“, sagte
Ministeriumssprecherin Heinke Traeger.
„Sollte die Prüfung ergeben, dass die In-
halte jugendgefährdend sind, werden die
Lieder indiziert.“ Dabei gab Traeger zu
bedenken, dass die Messlatte für ein sol-
ches Verbot sehr hoch liegt.

Einfluss auf das für diesen Freitag-
abend geplante Konzert hätte eine Indi-
zierung ohnehin nicht. „Das liegt nicht in
unserer Zuständigkeit“, sagte Traeger.
Um den Auftritt abzusagen, wie es bei-
spielsweise von den Jusos Niedersachsen
gefordert wird, müsste die Stadt aktiv
werden. „Uns sind aber die Hände gebun-
den“, sagte Sprecherin Konstanze Kal-
mus auf Anfrage der HAZ. Selbst wenn
die BPjM Texte indizieren würde, „könn-
te man der Band nur verbieten, diese Lie-
der zu spielen“.

Einzig das Capitol als Veranstaltungs-
ort könnte von seinem Hausrecht Ge-
brauch machen und das Konzert absagen.
Auf diese Weise verhinderte der Ge-
schäftsführer eines Media Marktes in
Jena am vergangenen Freitag einen Kurz-
auftrittvonFrei.Wild.Capitol-Geschäfts-
führer Michael Lohmann hat das jedoch
nicht vor. Er habe bereits im vergange-
nen Jahr bei Stadt Polizei und Verfas-
sungsschutz angefragt, ob es bei einem
Auftritt von Frei.Wild Bedenken gebe.
Nachdem dies damals nicht der Fall ge-
wesen sei, sieht Lohmann keinen Grund,
seine Räumlichkeiten nicht an die Rocker
zu vermieten.

Von Jörn k ießler

Konzert der Deutschrocker
soll trotzdem stattfinden

Veröffentlichungen in dieser Rubrik sind
keine redaktionelle Meinungsäußerung.
Damit möglichst viele Leser zu Wort

kommen, muss die Redaktion Leserbriefe
gelegentlich kürzen. Bei allen Einsendun-
gen bitten wir um Angabe der vollständi-

gen Absenderadresse.

Keine Beeinflussung

Das bürokratische Verhalten der
Schulleiter lässt die Schüler (und Eltern)
noch stärker zwischen die Fronten gera-
ten. Hat der Entschluss der Personalräte
der Gymnasien den Schülern (und El-
tern) deren Hilflosigkeit aufgezeigt und
unsere Kinder instrumentalisiert, so
sorgen die Schulleiter ihrerseits dafür,
dass die unerfreuliche Angelegenheit
mehr und mehr zwischen den Lehrern
und Schülern ausgetragen wird. Dies
wird weder das Arbeitsklima noch die
Motivation steigern. Die Politiker freuen
sich sicherlich schon über das zeitige
Weihnachtsgeschenk!
Hannover Anke Dieckhoff

Bürokratieverhalten

Sowohl der Titel als auch die Darstel-
lung der Lehrer wirkt in diesem Artikel
ziemlich einseitig. Es wird anhand des
Beispiels „eines“ Gymnasiums „im Um-
land“ der Eindruck erweckt, „die“ Leh-
rer würden die Schüler in ihrem Sinne
beeinflussen und Druck ausüben, damit
diese an der Demonstration teilnehmen.
Ich möchte mich davon klar distanzie-
ren: Diese Veranstaltung und auch die
Terminierung sind von dem Bündnis
„Schüler gegen Bildungswillkür“ orga-
nisiert worden. Die Lehrer werden wie
an jedem gewöhnlichen Schultag Unter-
richt anbieten, und wenn die Schüler
(ggf. mit Erlaubnis ihrer Eltern, wenn
sie noch nicht volljährig sind) von ihrem
Grundrecht auf Versammlungsfreiheit
Gebrauch machen möchten, dann ist das
ihre Entscheidung. Eine Beeinflussung
von der Lehrerseite darf und wird nicht
stattfinden.
Hannover Iris Kühl

Politiker verschleiern Lohnkürzung
Die rot-grüne Landesregierung ver-

schleiert mit ihrem „Eine Stunde mehr
geht noch“ erfolgreich, was die Ände-
rung der Arbeitszeitverordnung für Leh-
rer eigentlich ist: eine Lohnkürzung um
gut vier beziehungsweise um gut acht
Prozent für die älteren Lehrer. Wieder
einmal wird diese bereits von Altkanzler
Schröder geschmähte Berufsgruppe he-
rangezogen, um den Landeshaushalt zu
sanieren beziehungsweise angeblich um
den Ausbau der Kindertagesstätten und

Ganztagsschulen zu sichern – es wird
also eine Lohnkürzung bei einem klei-
nen Teil der Beschäftigten, besonders der
älteren, durchgeführt, zum Wohle aller.
Dies ist weder sozial noch demokratisch.
Das sollte man einmal mit ver.dis Müll-
männern oder den Mitgliedern der IG-
Metall probieren! Aber Lehrer können ja
nicht streiken! Da braucht man dann
auch keine Angst zu haben, zumal man ja
gerade gewählt worden ist.
Lehrte Christoph Kayser

Schulleistungen zählen
In der letzten Zeit hat die HAZ größ-

tenteils recht objektiv zum Thema Erhö-
hung der Unterrichtsverpflichtung für
Gymnasiallehrkräfte berichtet, was mich
als betroffene Lehrerin durchaus positiv
gestimmt hat. Der Artikel „Ohne Demo
schlechte Noten?“ könnte allerdings
längst beseitigte Missverständnisse wie-
der aufkommen lassen, weshalb ich eini-
ge darin erwähnten Dinge klarstellen
möchte.

Im Artikel wird die Fürsorgepflicht
von Lehrern angesprochen, und diese
nehme ich – und da spreche ich sicher für
all meine Kolleginnen und Kollegen –
sehr ernst. Gerade aus diesem Grunde er-
kenne ich an, dass die Schüler, je nach Al-
ter, selbstständig und/oder in Rückspra-
che mit ihren Eltern entscheiden, ob sie
an der Demonstration teilnehmen wollen
oder nicht. Eine Aufforderung zur Teil-
nahme kam für mich nie infrage. Über-
rascht und fast erschreckt hat mich die
Befürchtung, dass eine Nichtteilnahme
schlechte Noten zur Folge haben könnte.
Hier kann ich alle besorgten Eltern beru-
higen: Unabhängig davon, welche Ein-
stellung wir zur aktuellen Politik der
Landesregierung haben mögen, bewerten
wir Lehrkräfte natürlich ausschließlich
die erbrachten schulischen Leistungen,
keinesfalls das Politische.
Hannover Lena Specht

Wir sind auf der
Straße!

Schüler wollen heute durch Hannovers City ziehen
und gegen Mehrarbeit für ihre Lehrer protestieren.

Fo
to
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Hut ab!
Einschüchterung und Erziehung zum

Duckmäusertum! Ein „unentschuldigter
Fehltag“ müsse auf dem Zeugnis ver-
merkt werden, behaupten zwei Gymnasi-
aldirektoren. Stimmt das? Nein, denn
einmal ist kein häufiges „unentschuldig-
tes Fehlen“. Also: Eine reine Einschüch-
terungsmaßnahme gegenüber Schülern
und Eltern. Vielleicht will man auch nur
den Ruch der Einflussnahme meiden.

Und die Folgen? Zwei engagierte Ju-
gendliche setzen sich politisch ein für
ihre Rechte als Betroffene - korrekt,
selbstbewusst, gut organisiert. Mein Ein-
druck: Lasst uns lernen von Jugendli-
chen, die sich hier ein Stück aktiver Bür-
gergesellschaft mit Herz und Sachver-
stand erarbeiten! Hut ab für diese Ju-
gendlichen!
Hannover Friedrich Huneke

Am Sonnabend demonstrierten die Lehrer, heute gehen die Schüler auf die Straße. Hagemann

Zu den Artikeln „Ohne Demo schlechte Noten“ und „Ärger um Schüler-Demo für die Lehrer“ vom 22. und 25. November erreichten uns zahlreiche Zuschriften.

Anwalt Pajam Rokni-Yazdi kämpft für Linda N.
um das Sorgerecht für deren Tochter Anna.

Was meinen Sie? Diskutieren Sie mit,
und schreiben Sie uns. Unsere
Redakteurin Tatjana riegler freut
sich über Ihre Zuschriften.
n HAZ-Redaktion Leserforum,
30148 Hannover

n E-Mail: Leserforum@haz.de
n internet: www.haz.de
n twitter: twitter.com/haz
n Facebook: facebook.com/
HannoverscheAllgemeine

HAZ
Leser
forum

Su
rre

y

Weniger Gewinn für
Stadtwerke Hannover
Die Stadtwerke Hannover müssen

leichte Verluste im laufenden Geschäfts-
jahr hinnehmen. Nach Informationen der
HAZ muss der Gewinn um neun Millio-
nen Euro nach unten korrigiert werden.
Die gesamte Gewinnausschüttung, von
der unter anderem die Stadt Hannover
profitiert, beträgt voraussichtlich knapp
100 Millionen Euro. Auch für das kom-
mende Jahr rechnen die Stadtwerke mit
Gewinnrückgängen. Am morgigen Mitt-
woch wird sich der Aufsichtsrat mit dem
Thema beschäftigen. Der Chef des Kon-
trollgremiums, Stadtkämmerer Marc
Hansmann, hatte bereits in seiner Haus-
haltsrede vergangene Woche angekün-
digt, dass die Gewinne der Stadtwerke
künftig geringer ausfallen. asl
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